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Übergangsfinanzierung im direkten Finanzausgleich Einwohnergemeinden, Änderung 
des Finanzausgleichsgesetzes

Beschlussesentwurf 1

Der Einleitungssatz zu Ziffer I. soll lauten:

Das  Gesetz  über  den  direkten  Finanzausgleich  (Finanzausgleichsgesetz) vom 2.  Dezember 
19841) wird wie folgt geändert:

§ 98  bis   soll lauten:  

§ 98bis. Übergangsfinanzierung Kanton
1 Die  Abgabe  des  Staates  an  den  Finanzausgleich  der  Einwohnergemeinden  beträgt  in 
Ergänzung  zu  §  33  Finanzausgleichsgesetz in  den  Jahren  2011  bis  2014  zusätzliche  15 
Millionen Franken jährlich.
2 Der Kantonsrat kann eine Verlängerung der Übergangsfinanzierung um maximal ein Jahr bis 
Ende 2015 beschliessen, sofern die Revision des Finanzausgleichs nicht auf das Jahr 2015 in Kraft 
treten kann.

Beschlussesentwurf 2

Der Ingress soll lauten:
Der  Kantonsrat  von  Solothurn,  gestützt  auf  Artikel  74  Absatz  1  Buchstabe  b  der 
Kantonsverfassung  (KV)  vom  8.  Juni  19862)  und  §  98bis des  Gesetzes  über  den  direkten 
Finanzausgleich  (Finanzausgleichsgesetz) vom 2. Dezember 19843), nach Kenntnisnahme von 
Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 18. Mai 2010 (RRB Nr. 2010/892), beschliesst:

Ziffer 1 soll lauten:

1. Für die Erhöhung der Abgabe des Staates an den Finanzausgleich der Einwohnergemeinden 
in den Jahren 2011 bis 2014 wird ein Verpflichtungskredit von 60 Mio. Franken bewilligt, 
sofern die Änderung von § 98  bis   Gesetz   über den direkten Finanzausgleich4) in Kraft tritt.

1 ) GS 89, 584 (BGS 131.71).
2 ) BGS 111.1.
3 ) BGS 131.71.
4 ) BGS 131.71.



 

Im Übrigen Zustimmung zu den Beschlussesentwürfen des Regierungsrats.
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